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A. Bericht des Abgeordneten Beuster 


Der vorliegende Vorschlag der EWG-Kommission 
ist am 6. April 1964 dem Finanzausschuß federfüh- 
rend und dem Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen mitberatend gemäß Artikel 2 
Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft überwie- 
sen worden. Der Präsident hat den Finanzausschuß 
gebeten, bis zum 29. April 1964 dem Plenum des 
Bundestages zu berichten. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen hat die Vorlage am 22. April, der 
federführende Finanzausschuß am 17. April 1964 
behandelt. Beide Ausschüsse begrüßen die vorge- 
sehene Verordnung als einen weiteren Schritt zur 
Herstellung binnenmarktähnlicher Verhältnisse in- 
nerhalb der EWG und empfehlen dem Plenum ein- 
stimmig, den Antrag des Finanzausschusses anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 22. April 1964 


Beuster 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt den von dem 
Herrn Präsidenten der Kommission der EWG 
vorgelegten Vorschlag einer Verordnung des 
Rats über die Beseitigung der Doppelbesteuerung 
bei der Kraftfahrzeugsteuer im grenzüberschrei- 
tenden Verkehr. Er ist der Aufassung, daß die 
vorgesehene Regelung gleichzeitig zur Beseiti- 
gung von unerwünschten Wettbewerbsverzer- 
rungen führt und geeignet ist, den künftigen 
Wegfall der Steuergrenzen zu erleichtern. 

2. Die Bundesregierung wird gebeten, sich wegen 
des ständig wachsenden Unterschiedes zwischen 
den steuerlich bedingten Kosten für den grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr und denen 
für den nationalen Verkehr nunmehr mit ver- 
stärktem Nachdruck für eine Vereinheitlichung 
der Kraftfahrzeug-, Mineralöl- und der Beförde- 
rungsteuer in der EWG und für eine Verkürzung 
der von der Kommission dafür vorgesehenen 
Fristen einzusetzen. Dabei sollen — insbeson- 
dere auch im Interesse der deutschen Seehäfen 
— die Harmonisierungsmaßnahmen den natio- 
nalen Verkehr mitumfassen und in ihrem Gel- 
tungsbereich keinesfalls auf den grenzüberschrei- 
tenden Verkehr beschränkt werden. 


Bonn, den 22. April 1964 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Beuster 

Berichterstatter 
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